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Offener Regionalfonds für Südosteuropa: 
Energie, Verkehr und Klimaschutz 
Kontext 

Die Länder des westlichen Balkans streben die Mitgliedschaft in der EU an. Dies 

erfordert eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften und der Politik in mehre-

ren Sektoren, darunter Energie und Verkehr. Daher sind die Länder zur Errei-

chung der Energie- und Klimaziele der EU verpflichtet. Diese sehen eine Verrin-

gerung der CO2-Emissionen um 40 %, einen Anteil der erneuerbaren Energien 

am Energieverbrauch von mindestens 32 % und Energieeinsparungen von min-

destens 32 % bis 2030 vor. 

Auf lokaler Ebene setzen Herausforderungen wie die sich beschleunigende Ur-

banisierung mit einer Gesamturbanisierungsrate von 58 % (Stand 2020) die be-

stehende Infrastruktur unter Druck und tragen zu negativen Auswirkungen auf 

das Klima bei. Die Städte in der Region sind daher mit Luftverschmutzung und 

Zersiedelung konfrontiert, was zu einer explosionsartigen Zunahme des Indivi-

dualverkehrs sowie der Nutzung von fossilen Energieträgern (z. B. Kohle) zum 

Heizen führt. Darüber hinaus sieht sich die Bevölkerung mit Lärm, Verkehrsstaus 

und erhöhtem Flächenverbrauch konfrontiert. 

Zwar haben einige Städte in der Region bereits Pläne für eine nachhaltige Ener-

gienutzung und eine nachhaltige städtische Mobilität aufgestellt, doch fehlt es 

noch an Kapazitäten für deren Umsetzung. Gleichzeitig fällt diesen kommunalen 

Akteuren jedoch eine zentrale Rolle bei der Erreichung der nationalen und regi-

onalen Klimaziele sowie bei den Themen Stadtgestaltung, Klimaresilienz, Kata-

strophenvorsorge, Mobilität und Energie zu. Mehrere Institutionen und Initiati-

ven (sowohl staatliche als auch nichtstaatliche) können zu erheblichen Verbes-

serungen in diesen Bereichen beitragen, darunter der Konvent der Bürgermeis-

ter für Klima und Energie. 

Unsere Herangehensweise 

Das Projekt wird von der Europäischen Union und dem deutschen Bundesminis-

terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung kofinanziert. Das 

BMZ hat den ORF-EVK im Jahr 2020 in Auftrag gegeben und fördert dessen Um-

setzung mit insgesamt 5 Millionen Euro. Unter dem Namen „EU4Energy Transi-

tion: Konvent der Bürgermeister in den westlichen Balkanstaaten und der Tür-

kei“ kofinanziert die Europäische Union seit 2021 mit insgesamt 5 Millionen 

 

* Diese Benennung wird unbeschadet der Einstellung zum Status des Kosovo verwendet 
und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 des UN-Sicherheitsrates und dem IGH-Gut-

achten zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovo 

 

Euro die Umsetzung des Fonds in den westlichen Balkanstaaten. Mit Hilfe der 

Kofinanzierung durch die EU sollen die Maßnahmen zur Unterstützung der Kom-

munen, die im Rahmen der weltweit tätigen Initiative „Konvent der Bürgermeis-

ter“ organisiert sind, bei der Entwicklung und Umsetzung von kommunalen Ak-

tionsplänen für nachhaltige Energie und Klimaschutz ausgeweitet werden. Dar-

über hinaus fördert der ORF-EVK mit Mitteln der EU und des BMZ Multi-Level-

Governance-Ansätze zu Klimaschutz, Energie und nachhaltiger urbaner Mobili-

tät in den westlichen Balkanstaaten. In der Türkei wird das Projekt von der EU 

mit 3 Millionen Euro finanziert und von der litauischen Zentralen Projektma-

nagementagentur (CPMA) durchgeführt. 

Das Projekt konzentriert sich auf den Aufbau von Kapazitäten für die Planung 

und Umsetzung von Dekarbonisierungsmaßnahmen in den Bereichen Energie, 

Klima und Verkehr, die in EU-konformen Strategien und Aktionsplänen empfoh-

len werden. In den Partnerländern verfolgt der ORF-EVK einen Mehrebenenan-

satz und arbeitet mit nationalen Institutionen (Energie-, Verkehrs- und Umwelt-

ministerien), den Parlamenten sowie mit Städten und Gemeinden sowie deren 

Verbänden zusammen. Die Zusammenarbeit wird auch durch bereits beste-

hende regionale Netzwerke gefördert. Dazu zählen beispielsweise die Energy 
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and Transport Community, das Netzwerk der Umwelt- und Energieministerien, 

kommunale Netzwerke wie den EU-Konvent der Bürgermeister für Klima und 

Energie sowie das Netzwerk zivilgesellschaftlicher Organisationen, School of Po-

litical Studies. 

Unsere Ziele 

Das Ziel des ORF-EVK lautet: „Der Mehrwert der regionalen Zusammenarbeit für 

die Umsetzung von ausgewählten Energie- und Verkehrsmaßnahmen in den 

westlichen Balkanstaaten wird verbessert.“  

Das Projekt konzentriert sich auf vier Handlungsfelder und will:  

• die Grundlagen für konzertierte Aktionen zwischen nationalen 

und lokalen Institutionen in den Bereichen nachhaltige Energie, 

nachhaltige städtische Mobilität und Klimaschutz verbessern 

(Multi-Level-Governance); 

• die regionale Zusammenarbeit zwischen den Kommunen bei der 

Umsetzung von Plänen für eine nachhaltige städtische Mobilität 

stärken (nur zwischen den WB6-Ländern); 

• die Kapazitäten der Parlamentarier*innen im Hinblick darauf ver-

bessern, wie sie die Umsetzung der Energie- und Verkehrsagenda 

der EU in der Region (nur WB6-Länder) am besten fördern kön-

nen; 

• die Zusammenarbeit zwischen den Kommunen der Region bei der 

Entwicklung und Umsetzung von lokalen Plänen für nachhaltige 

Energieversorgung und Klimaschutz (SECAPs) verbessern. 

Der ORF-EVK will die Grundlage für gemeinsame, aufeinander abgestimmte 

Maßnahmen der westlichen Balkanstaaten zur Dekarbonisierung des Energie- 

und Verkehrssektors auf nationaler Ebene stärken und durch die Einbindung der 

kommunalen Behörden eine stimmige Politikgestaltung auf verschiedenen Ebe-

nen erreichen. 

Zu diesem Zweck zielt das Projekt darauf ab, nationale Energie- und Klimapläne 

(NECP) sowie kommunale Aktionspläne für nachhaltige Energieversorgung und 

Klimaschutz (SECAP) sowie deren Umsetzung miteinander zu verknüpfen und 

als gemeinsames Ganzes zu betrachten. 

Der Transfer bewährter Verfahren für die Umsetzung von nachhaltigen Mobili-

tätsplänen (SUMPs) wird durch die regionale Zusammenarbeit zwischen ausge-

wählten Städten und Gemeinden gewährleistet. Dabei gilt es, die Grundprinzi-

pien einer nachhaltigen städtischen Mobilitätsplanung zu berücksichtigen. 

Diese sehen beispielsweise einen inklusiven Ansatz für die Verkehrsträger, die 

Einbindung der Zivilgesellschaft, die Berücksichtigung der Interessen der Bür-

ger*innen sowie die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Institutionen 

vor.  

Die Parlamentarier*innen aus den westlichen Balkanstaaten werden dazu befä-

higt, die Energie-, Verkehrs- oder Klimaschutzziele der EU aus der Grünen 

Agenda für den Westbalkan in ihrem Einflussbereich fachlich fundiert voranzu-

treiben. Zentraler Anknüpfungspunkt sind die so genannten informellen „Grü-

nen Parlamentariergruppen“, die sich in den Parlamenten bereits gebildet ha-

ben bzw. die ins Leben gerufen werden sollen und die parteiübergreifend agie-

ren. Bei diesen Maßnahmen fungieren die Organisationen der Zivilgesellschaft 

und die Schools for Political Studies in den westlichen Balkanländern als Ver-

mittler. 

Ergebnisse 

Das Vorhaben baut auf den Ergebnissen der Vorgängerfonds auf, insbesondere 

dem implementierten Offenen Regionalfonds für Südosteuropa – Energieeffizi-

enz. Nachdem verschiedene regionale Netzwerke etabliert wurden, kon-

zentriert sich der Fonds derzeit auf die Umsetzung von relevanten Maßnahmen, 

die für den EU-Annäherungsprozess wichtig sind. 
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Das Projekt konzentriert sich bei der Umsetzung seiner Maßnah-

men auf die folgenden Ziele für nachhaltige Entwicklung der Ver-

einten Nationen (SDGs): 

    

 


